
E rte i I u n g ei n e r vo rso rgevo I 1 m acht fri r kü n ft i ge
med izin ische Behand lungen
Was sollte beachtet werden?
Die Erteilung gültiger Vorsorgevollmochten wírd - ouf der Grundloge des Sachwalterrechts-Ande-
rungsgesetzes zoo6 (SWRAG zoo6)1 ab t. 7. 2oo7 - an vorgaben gebunden sein, díe sowohl dem
Testamentsrecht als auch dem Patientenverfügungs-Gesetz (patvG), entlehnt sind. Daneben wird
es ouch eine gesetzlìche Vertretung von nahen Angehörigen bei eìnfochen medízÌnischen Behand-
lungen geben. lm nachstehenden Beitrag sollen einíge proktische ùbrrlrgurgen, die beì der Er-
richtung von vorsorgevollmachten berücksichtigt werden sollten, dargeÈgt werden.
Dn. Psrrn KuNz I Dn. Cnnlsnn¡l GepeRr*

l. Worum geht es bei der Vorsorgevoilmacht fi.ir
medizinische Behand lungen?

ll. Was ist der Unterschied zur patientenverfügung?

Für den Fall, dass eine person (Voltmachtgeber) nicht mehr
einsichts- und urteilsfrihig oder äußerungsftihig ist, soll ein
Dritter (Bevollmächtigter) fïir diese person entscheiden, ob
die Einwilligung in eine medizinischen Behandlung erklärt
wird oder nicht.3

Die gesetzliche Vertretungsbefugnis für nächste Ange_
hörigea in ,,Angelegenheiten des uglichen Lebens., (zu
denen auch die Einwilligung in,,einfache,. alltägliche medi_
zinische Behandlungen zählu S 284b ¡Us i AnC¡ i¿f
SWRÄG 2006) soll nur subsidiär zu einer allftillig erreilten
Vorsorgevollmacht (VorsV) bestehen. Soweit daher eine
Vo¡sV auch Regelungen über derlei alltag[che medizinische
Behandlungsentscheidungen trifft, besteht insoweit keine
gesetzliche Vertretungsbefugnis nächster Angehöriger.s In
der Urkunde über die erteilte VorsV sollte diãser Umstand
jedoch klarstellend festgehalten werden.

,,zwischengeschaltet", sondern diese richtet sich direkt an
den behandelnden Arzt.

Wenn jemand entweder keine Vertrauensperson hat, die
er bevollmächtigen will, oder niemandem die Verantwor_
tung der Entscheidung über den Gesundheitszustand einer
anderen Person,,aufbürden" möchte, könnte durch Errich_
tung einer PV jedenfalls eine Entscheidung über die Ableh_
nung bestimmter medizinischer Maßnahmen (zB der
,,künstlichen" Ernährung mittels einer pEG-Sonde) getroÊ
fen werden.

lll. Welche Kriterien getten für Vorsorgevollmachten
abdem t7,zoo7?

Während VorsV bislang gesetzlich nicht geregelt waren, hat
der Gesetzgeber mit Wirkun g ab 1.7 .2007 strenge inhaltli_
che und formelle Vorraussetzungen fiir die rechtswirksame
Erteilung von VorsV normiert:

A. lnhaltliche Voraussetzungen
o Eine VorsV ist höchstpersönlich zu erteilen und kann

nur von geschäfts- bzw. einsichts- und urteilsf?ihigen
Vollmachtgebern erteilt werden;7

I es muss klar zum Ausdruck gebracht werden, dass die
Volþ3cht (auch) dann wirksam werden soll, wenn der
Vollmachtgeber die zur Besorgung der anvertrauten
Angelegenheiren nötige Geschäftsftihigkeit oder Ein_
sichts- und Urreilsfrihigkeit verlierq

o die.Angelegenheiten, zu deren Besorgung die VorsV er_
teilt wird, müssen bestimmt angeführt sein;s

Während der Vollmachtgeber durch Erteilung von VorsV
eine (oder mehrere) Vertrauensperson(en) ermächtigt, in
medizinische Behandlungen einzuwilligen, ermöglicht die
Patientenverfügung (pV) dem patienten, bestimmte medi_
zinische Behandlungen ftir den Fall abzulehner, dass er zum
Behandlungszeitpunkt nicht (mehr) einsichts_, urteils_
oder äußerungsftihig ist.6 Im Unterschied zur VorsV ist bei
der (verbindlichen) pV kein Drirter (Bevollmächtigter)

* Dr. Pete¡ Kunz ist Rechtsanwalt in Wien; laufende Vertretung auch von
Krankenanstalten und Ärzten, Autor von publikation.n ,u vielfìiltigen
Themen deswirtschaftsrechts un¿ a., C.rrnãf,lüri.ürir. o.. ct rirti.n
Geparrist Rechtsanwalt in Wien, Let rUe"uRragterãn-d;-öonuuoniuer_
sität Krems (zentrum fiir Management 

""a ö"¡ilàii* Gesundheits-
wesen); laufende Vertretung.uãh uon r*"È"å"riåt., und tirrt"n,

, l1b]i\"!'91." zu gesundheäs- un¿ .rU.¡tsr..ütil;;;ñ;..".' BcBlI2006t92.2 gcBl t zooelss.

' Ygl^{".q:":9]:grnde Definition derVorsorgeyollmacht in S 2B4f Abs IABGB idF Swtui,G 2006: ,,Eine Vorsorgevoltínchllìiüi'uou^*nr, a¡u

nach ihrem Inhah dann wirksam werden soll, wenn der Vollmachtgeber die
y1r leyrgung der anve rtrauten Angelegenheit en erþrdertíche G eíchaft sfä-
higkeit oiler Eínsich*- und rJrteitsfähilkeit oiter síine li,ufierungsfähigíeit
verliert.",
Vgl SS 284b bis 284e ABGB idF SWRlic 2006.
Vgl ErlautRV 1420 BIgNR 22. Gp,22 ff.
Vglg2AbslPatVG.
Die Errichtung einer VorsV durch einen Sachwalte¡ oder sonstigen Ver-
treter ist daher ausgeschlossen.
Soweit es sich dabei um Angelegenheiten handelt, die nach g l00B ABGB
einer Einzelvollmacht bedt¡rfen (zB Schenkungen), kann ãieses Erfor_
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(a
o der Bevollmächtigte darf in keinem Abhängig-
keitsverhältnis oder einer sonstigen engen Bezie-

hung zu einer Krankenanstalt, einem Heim oder ei-

ner sonstigen Einrichtung stehen, in der sich der

Vollmachtgeber aufhält oder von der er betreut wird;e

zur Beseitigung von Zweifeln könnte dieser Umstand in
der Urkunde vermerkt werden.

B. FormaleVoraussetzungen

Im Hinblick auf die Form von VorsV differenziert S 284f
Abs 2 ABGB idF SWRAG 2006 in enger Anlehnung an die

bestehenden Formvorschriften des ABGB fiir Testamente

zwischen der,,eigenhändigen" und der,,fremdhändigen"
VorsV
r Die 

"eigenhändige" 
VorsV (S 28af Abs 2 Satz I ABGB

idF SWRli.G 2006) soll aufgrund ihrer einfachen Errich-
tungsweise die Annahme der VorsV in der Praxis be-

sonders fördern: Sie ist vom Vollmachtgeber eigenhän-

dig (handschriftlich) zu verfassen und zu unterfertigen
und bedarf zur Wirksamkeit - außer in den von 5 284f
Abs 3 ABGB idF SWRÂG 2006 umschriebenen Ausnah-

mefällen (zB der Einwilligung in risikoträchtige bzw
sonst eingriffsintensive medizinische Behandlungen) -
keiner weiteren Formalitäten. Allfallige eigenhandige

Textergänzungen durch den Vollmachtgeber erlangen -
ebenso wie beim eigenhändigen Testament - nur dann

Geltung, wenn auch der Ergänzungszusatz vom Voll-
machtgeber unterfertigt wird.

o Bei ,,fremdhändigen" VorsV ist jedoch zu unterschei-

den:lo

- Hat der Vollmachtgeber die Vollmacht zwar nicht
selbst geschrieben,ll aber eigenhändig unter-
schrieben, muss er vor drei unbefangenen,lz eigen-

berechtigtenr3 und sprachkundigenla Zeugen be-

kräftigen, dass der Vollmachtsinhalt seinem tatsäch-

lichen Willen entspricht; dies haben die Zeugen un-

mittelbar nach der Bekräftigung des Vollmachtge-

bers mit einem auf ihre Zeugeneigenschaft hinwei-

senden Zusatz auf der Vollmachtsurkunde zu bestä-

tigen.

- Hat der Vollmachtgeber die Urkunde nicht selbst
geschrieben und unterfertigt er diese auch nicht,
muss ein anwesender Notar die Bekräftigung des

Vollmachtgebers beurkunden. ls

In allen angeführten Fällen könnenVorsV auch in Form

eines Notariatsaktes aufgenommen werden ($ 284f Abs 2

letzter SatzABGB idF SWRI{G 2006).

C. Einwiltigung in eine medizinische Behandlung

Für den Fall, dass im Rahmen einer VorsV in eine me-

dizinische Behandlung eingewilligt werden soll, die ,,ge-

wöhnlich mìt eíner schweren oder nachhaltígen Be-

eìntriíchtìgung ìler körperlíchen Unversehrtheit oder der
Persönlíchkeít verbunden lst", gelten besondere Formvor-
schriften.

Nach den Materialien sind darunter einerseits Eingriffe

zu verstehen, die gewöhnlich mit der Gefahr einer schwe-

ren Körperverletzung oder Gesundheitsschädigung im
Sinne des S 84 StGB,l6 andererseits Behandlungen, die zu

schwerer oder nachhaltiger Beeinträchtigung der Persön-

lichkeit fi¡hren können. 17

In diesem Fall muss dieVorsV
o unter ausd¡ücklidrer BezeichnungdieserAngelegenheitls

o vor einem Rechtsanwalt, Notar oder Gericht errichtet

werden, wobei
r der Vollmachtsgeber über die Rechtsfolgen der VorsV

und die jederzeitige Widerrufsmöglichkeit zu beleh-

ren ist, und
o der errichtende Rechtsanwalt,le Notar oder das errich-

tende Gericht auf der Vollmachtsurkunde unter Angabe

des Namens und der Anschrift durch eigenhändige

Unterschrift die Vornahme der Belehrung zu doku-

dernis auch dadurch erftillt werden, dass diese Angelegenheiten in der
allgemeinen Vollmacht zumindest gattungsmäßig angeführt werden; vgl

- ErlautRV 1420 BIgNR 22. GB 27 mwN.
e Der Bevollmächtigte muss die Interessen des Vollmachtgebers unabhän-

gig vertreten können. Dies muss umso mehr gelten, wenn der Bevoll-
mächtigte (auch) bei Verlust der GeschäftsQihigkeit und der Einsichts-
und Urteilsfrihigkeit des Betroffenen weiter tätig werden soll. Hat etwa
ein Bewohner einer Betreuungseinrichtung einem Mitarbeiter der Ein-
richtung eine Vollmacht ar¡f unbestimmte Zeit erteilt, so erlangl diese
beim späteren Verlust der Geschäfts- und Einsichtsfühigkeit - sohin in
einem Zustand, in dem die Kontrolle durch den Bewohner nur mehr
eingeschränkt möglich ist - nicht den Charakter einer VorsV; vgl Er-
lautRV 1420 BIgNR 22. GB 27.

t0 ZurAuslegung der Bestimmungen über die fremdhändigeVorsorgevoll-
macht kann daher insbesondere auf die Regelungen der $S 579, 581

,{BGB bzw die dazu bestehende Literatu¡ und Judikatur zurückgegriffen
werden; vgl ErlautRV 1420 BIgNR 22. GB 27.

l¡ ZB bei Verwendung eines Vollmachtsformulars.
12 Diese Voraussetzung soll eine Interessenkollision des Zeugen vermei-

den, die e¡,¡a dann vorläge, wenn ihm durch eine von ihm selbst bezeug-
te VorsV gleichzeitig Vollmacht erteilt würde; vgl die ähnliche Regelung
des $ 594 ABGB für Tþstamente; ErläutRV 1420 BlgNR2z.GP,27f .

r3 Dh der Zeuge muß volljährig und im Vollbesitz selner geistigen Kräfte
sein; vgl ErläutRV 1420 BIgNR 22. GB 27f.

¡a Dh der Zeuge muss die jeweilige Sprache des Vollmachtgebers verstehen;
vgl S 591 ABGB für Testamtentszeugen.

ls Dabei handelt es sich um die Beurkundung eines tatsächlichen Vorgangs
im Sinn des S 88 NO, bei dem der Notar auch die ldentität des Erklären-
den festzustellen hat; vgl JAB 15I 1 BIgNR 22. GP, 2.

16 Dh risikoreiche, mit erheblichen Nebenwirkungen behaftete oder
schmerzhafte Behandlungen wie zB größere operative Eingriffe, Maß-
nahmen betrefiend lebenswichtige Organe, Amputationen, risikoträch-
tige therapeutische Maßnahmen, Chemo- und Strahlentherapien, Ein-
setzen einer PEG-Ernährungssonde; vgl ErlautRV la20 BIgNR 22. GR
20.

t7 ZB die Einnahme von Psychopharmaka und anderen Medikamenten,
welche die geistige oder intellektuelle Reifung hemmen und/oder mit
Abhängigkeit und Depressionen verbunden sein können; vgl ErlautRV
1420 BIgNR 22. GR 20.

r8 Dazu genügt etwa die gattungsmäßig umschriebene Ermächtigung des
Bevollmächtigten zur Entscheidung über die Vornahme von Operatio-
nen; vgl ErläutRV 1420 BIgNR 22. GP,28.

¡e Gemäß S l0 Abs 4 RAO idF BGBI I 2006/93 hat der Rechtsanwalt die
Identität der Partei anhand eines amtlichen Lichtbildausweises zu über-
prtifen, die Partei umfassend über die mögliche Gestaltung der Urkun-
de und deren Rechtswirkungen zu belehren und sich zu vergewissern,
dass die Partei die Tragweite und die Auswirkungen ihrer rechtsgeschäft-
lichen Verfügung verstanden hati zum Nachweis der Erftillung dieser
Pflicht ist die Urkunde auch vom Rechtsanwalt zu unterfertigen.
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lV. Wer kann Vorsorgevollmachten errichten, und was
ist altes dabei zu beachten?

284f Abs 3 ABGB idF swRÄG rung, in der sich der vollmachtgeber aufhält oder
von der sie betreut wird.23

Vl. Was ist bei der konkreten Auswahl von
Bevollmächtigten zu beachten?

e Eigenhändige und fremdh?indige VorsV können bei
Einhaltung der oben unter punkt III. dargestellten
Formvorschriften - außer in den von g 2g4f Abs 3
ABGB idF SWRÄG 2006 umschriebenen Ausnahmefäl_
len (zB der Einwilligung in risikotrachtige bzw sonst
eingrifßintensive medizinische Behandlungen) - von
jedermann errichtet werden.

c Soll mit derVorsV etwa auch dieVollmacht zur Einwil-
ligung in riskante bau eingriffsintensive medizinische
Behandlungen erteilt werden, muss die Urkunde vor ei_
nem Rechtsanwalt oder Notar ba,r' vor Gericht errichtet
werden, und die besonderen Formvorschriften nach
S 284f Abs 3 ABGB idF SWRÄG (siehe oben punkt
[I.C.) gelten.

r Außerdem besteht eine Registrierungsmöglichkeit von
VorsV im - gemäß S l40h Notariarsordnung idF
SWRJIG 2006 eingerichteten - ,,Osterreichis chen Zen-
tralen Vertretungsverzeichnis (OZW),,,21 das von ei_
nem gesetzlich bestimmten personenkreis eingesehen
werden kann, der allerdings Ärzte nicht umfasst. Im
Sinne der Rechtssicherheit vor allem auch ftir behan_
delnde Ärzte ist diese Einschränkung unseres Erachtens
nicht sachgerecht und sollte vom Gesetzgeber über-
dacht werden. Auch das Wirksamwerden einer VorsV
kann registriert werden (S t¿Otr Abs I Z 4 NO idF
swRÄc 2006). Nach s 2s4h Abs 2 ABGB idF SWRÄG
2006 darf ein Dritter (zB ein Arzt) auf den Eintritt des
Vorsorgefalls vertrauen, wenn ihm der Bevollmächtigte
bei Vornahme einer Vertretungshandlung eine Bestäti-
gung über die Registrierung des Wirksamwerdens der
Vorsorgevollmacht im Osterreichischen Zentralen Ver_
tretungsverzeichnis vorlegt.22

V. Wer kann bevollmächtigt werden?

Grundsätzlich kann jede geschäftsfähige person bevoll-
mächtigt werden, außer sie steht in einem Abhängigkeits-
verhältnis oder einer anderen engen Beziehung zu einer
Krankenanstalt, einem Heim oder einer sonstigen Einrich-

. Naturgemäß empfiehlt sich für denVollmachtgeber die
Bestellung einer Vertrauensperson zum Bevollmäch_
tigten.Vor allem bei der Bevollmächtigung zur Einwilli_
gung in risikotrachtige medizinische Behandlungen
könnte zum Beispiel ein ,,vertrauteÍ,. Arzt ermächtigt
werden. Im Hinblick auf S 284f Abs I ABGB idF
SWRÄG 2006 scheidet aber ein Arzt, der in jener Kran-
kenanstalt arbeitet, in der man später vielleicht behan-
delt wird, wegen zu beftirchtender,,Befangenheit., aus.2a

¡ Den Grundsätzen des allgemeinen Vollmachtsrechts
( SS I OO2trABGB) folgend kann der Vollmachtgeber mit
einer VorsV (auch) mehreren personen Vertretungsbe-
fugnis erteilen. Ebenso hat er die Möglichkeit, in der
Vollmachtsurkunde festzulegen, dass mehrere Bevoll-
mächtigte bestimmte bezeichnete Vertretungsakte (zB
Einwilligung in risikoträchtige medizinische Behand_
lungen) nur einvernehmlich setzen können.25

o Darüber hinaus kann der Vollmachtgeber für den Fall,
dass ein Bevollmächtigter an der Ausübung seiner Ver-
tretungsmacht gehindert ist, einen oder mehrere Ersatz-
bevollmächtigte bestellen.

Vll. Was ist mit einem geeigneten Bevollmächtigten
zu vere¡nbaren?

o Um die Erftillung derAufgaben des Bevollmächtigten si-
cherzustellen, reicht die Erteilung einer Vollmacht fiir
sich alleine noch nicht aus. Der Bevollmächtigte muss
den mit der Vollmacht verbundenden Auftrag des Voll-
machtgebers, in bestimmten Angelegenheiten fiir ihn tä-
tig zu werden, spätestens im Zeitpunkt der Wirl<samkeit
der VorsV auch annehmen. Erfolgt keine Annahme, so
ist dieVorsV ins Leere gegangen und de facto wirkungs-
los.Aus diesem Grund sollte mit dem Bevollmächtigten

- möglichst bereits im Rahmen der VorsV - ein Auf-
tragsvertrag abgeschlossen werden, weil erst dieser eine
rechtliche Verpflichtung des Bevollmächtigten zur tat-
sächlichen Erftillung der ihm übertragenen Aufgaben
herbeift,ihrt.z6 Der Bevollmachtigte sollte die Annahme

20 
S 6 PatVG normiert im Zusammenhang mit der Errichtung verbind-
licher Patientenverfiigungen ebenfalls eiñe solche Belehrungs-- und Do-
kumentationspflicht des die Erklärung errichtenden Rechtsanwalts oder
Notars; vgl dazu K¿ nz/Gepart, Aufgabãn der bei der Errichtung einer pa_
tientenverft¡gung mirwirkenden furisten - am Beispiel des Rechtsan_
walts, FamZ 2006,81.

2l Darüber hinaus wird das öZW auch zur Erfassung schriftlicher,sach-
walterverfugungen" (S 279 Abs I ABGB idF SWRIié 2006) und derVer_
tretunglbefugnis nächster Angehöriger (g 2S b bis 2B4e ABGB idF
SWRIIG 2006) sowie schriftlièher \A/idersprüche gegen diese Vertre_
tungsbefugnis eingerichtet; vgl g l40h NO idF SWIäé zO06; ErlautRV
la20 BIgNR 22. GB 33f.

22 Das Vertrauen des Dritten ist nicht geschi¡tzt, wenn ihm bekannt oder
.. fahrläs-sig unbekannt ist, dass der Vorsorgefall nicht eingetreten ist.ä Siehe dazu FN 9.
24 Siehe dazu FN 9.
25 Nach S l0t0 ABGB ist grundsätzlich auch eine Untervo¡lmachtsertei-

lung durch den Bevollmächtigten zulässig. Gemäß g 2g4 h Abs 3 ABGB
idF SwRÄ.G 2006.gih dies allerdingsnicút fiir die Vollmachtseræil.,r,g
zur Einwilligung in medizinische Behandlungen im Sinne des S 284i

^. 
Abs 3 idF SWRlic 2006; vgl ErläutRV 1420 Ð;NR 22, cB 29f.

'o Der Auftragsvertrag muß nicht zwingend durch Unterfertigung des Be_
vollmächtigen im Rahmen der VorsV abgeschlossen werdeln. ,{uch eine
konkludente Einwilligung des BevollmäcÀtigten - etwa durch faktisches

I
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und ein möglicher Aufiran dersatz.zT

Vlll. Welche inhaltlichen Vorgaben fÍir den Bevolt-
måichtigten können festgelegt werden?

Eine VorsV räumt dem Bevollmächtigten die u¡reinge-
schränkte Möglichkeit ein, im Falle der,,Einsichts- und
Urteilsunfrihigkeit" des Vollmadrtgebers Behandlungs-
entscheidungen für diesen zu treffen.
Sie kann aber auch fiir den Bevollmächtigten eine Art
,,Richtschnur" fiir seine Entscheidungen aufstellen (zB

,,Ich will kein Terri-Schinvo- Schiclsal erleiden.").
Die VorsV kann auch mit einer PV kombiniert werden,
sodass bei Einhaltung der Inhalts- und Formvorschrif-
ten der $S   bis 7 PatVG neben der VorsV auch eine

,,verbindliche" PV vorliegt. Entspricht die PV nicht al-
len formellen und inhaltlichen Kriterien der $S 4 bis 7
PatVG, ist sie aber sowohl ftir den Bevollmächtigen als

auch für den behandelnden Arzt bei der Ermittlung des
(mutmaßlichen) Patientenwillens,,beachtlich".2s
Bei Kombination einer VorsV mit einer verbindlichen
PV kann der Bevollmächtigte eigentlich nur die Einhal-
tung der verbindlichen Verfrigung durch den behandeln-

den Arzt ,,überwachen". Wenn der Verfrigende in der ver-
bindlichen PV allerdings nur bestimmte medizinische
Behandlungsformen (zB die Ablehnung einer Operation
in einembestimmten Stadium einer onokologischen Er-
krankung) definitiv ablehnt, wird er durch die Kombina-
tion mit derVorsV den Handlungsspielraum des Bevoll-

mächtigten bloß fiir diesen Bereich einschränken.

lX. Unterschied zwischen Errichtung und Wirksam-
werden der Vorsorgevollmacht?

Eine VorsV kann jederzeit - unter Einhaltung der dargeleg-

ten Voraussetzungen - errichtet werden; wirksam wird sie

aber erst, wenn der Vollmachtgeber die zur Besorgung der
anvertrauten Angelegenheiten erforderliche Geschäftsftihig-
keit oder Einsichts- und Urteilsfrihigkeit oder seine Äuße-
rungsfähigkeit tatsachlich verliert.

Tätigwerden ftir den Vollmachtgeber - wäre ausreichend; vgl ErläutRV
1420 BIgNR 22. GP,28.

27 Nach allgemeinem Vollmachtsrecht hat ein Bevollmächtigter jedenfalls
einen gesetzlichen Aufr¡¡andersatzanspruch nach S 1014 ABGB. Unab-
hängig davon kann aber natürlich die Ëntgeltlichkeit der Geschaftsbe-

- - sorgung durch den Bevollmächtigten vereinbart werden.t' vgl SS 8f PatvG.

bzw sollen der Förderung der Motivation und Unterstüt-
zung von nahe stehenden Personen zur übernahme und ,t
Fortfiihrung von Sachwalterschaften in jenen Fällen die- ¿

nen, in denen eine Sachwalterschaft notwendig ist. 
T

Ohne Setzung derartiger Maßnahmen ist anzuneh-
men, dass die Zahl an Sachwalterschaften weiter steigen
wird. Sachwalterschaft läuft Gefahr, als Ersatz ftir fehlende
Sozialarbeit verwendet zu werden. Die Verrechtlichung der
Gesellschaft tràgt daza bei, dass immer öfter Sachwalter-
schaften beantragt werden. Die rechtlichen Voraussetzun-
gen der Sachwalterschaft und die Folgen der Beschränkung
der Geschäftsfrihigkeit sind der Offentlichkeit nicht ausrei-
chend bekannt.

I
I
I

t
I

N eue Aufga be n ft¡ r d ie Verei nssachwa [tersch aft
Zur Anregerberatung ¡m Vorfeld einer Sachwalterschaft
Mit t. 7. 2oo7 tr¡tt dos neue Sochwolterrecht in Kraft. Der nachstehende Beitrag konzentriert sich
auf 5 q des Vereinssachwalter-, Potíentenanwolts- und Bewohneruertretungsgesetzes USPBG), der
den Vereinen die Anregerberotung im Vorfeld einer Sachwalterschafr und die Berotung nohe ste-
h en der Sachwolte r übe rträgt.

DSA M¡a. Dn. MoNlr¡ VysrouzrL*

l. Problematik steigender Sachwalterschaftszahlen

Das deklarierte Ziel der neuen MOglichkeiten, die das

Sachwalterrecht ab 1. luli 2007 eröffner, ist die Eindäm-
mung des Anstiegs der Sachwalterschaften und derVerfah-
ren. Die in S 4 Vereinssachwalter-, Patientenanwalts- und
Bewohnervertretungsgesetz (VSPBG) vorgesehenen er-
weiterten Kompetenzen der Vereinssachwalterschaft zielen
insb auf die Vermeidung von Sachwalterschaften durch ge-

zielte Beratung der anregenden Personen im Vorfeld ab

* DSAMag. Dr. MonrkaVyslouzilist læiterin des Fachbereichs Sachwalter-
schaft beim Verein ftir Sachwalterschaft, Patientenanwaltschaft und Be-
wohnervertretung.
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